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Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft

Stellungnahme des Senats 
zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 4. Februar 2015 

„Bericht des Umweltausschusses über die Drucksachen 20/12455: 
Verkürzte Anflüge – Änderung des Luftfahrthandbuchs und 20/13531: 

Stellungnahme des Senats 
zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 7. Mai 2014 

„Bericht des Umweltausschusses über die Drucksachen 20/7403 und 20/7574: 
Fluglärmschutz durchsetzen – Nachtruhe sichern 

und Fluglärmschutz in Hamburg weiter verbessern – 20/11593“ 
(Drucksache 20/14334)
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I.
Anlass

Mit der am 4. Februar 2015 beschlossenen Druck-
sache 20/14334 hat die Bürgerschaft den Senat er-
sucht:

	 „…
  1.	den Dialog mit den von Fluglärm betroffenen 

Umlandgemeinden (den legitimierten Vertre-
tern und der Bevölkerung/den Initiativen) wei-
ter zu intensivieren, das laufende 7 NM Verfah-
ren transparent auszuwerten und mit Messun-
gen (insbesondere auch in den betroffenen 
Umlandgemeinden) sowie Flugspuraufzeich-
nungen zu begleiten, den Anteil der bereits 
jetzt über 7 NM hinausgehenden Endanflügen 
darzulegen, 

  2.	in diesem Kontext gemeinsam mit den Nach-
bargemeinden einen erneuten Anlauf zu unter-
nehmen und zu erörtern, ob und wie ein über 
das 7 NM Verfahren hinausgehendes Anflug-

verfahren (z.B. ein möglichst im Einvernehmen 
mit allen Beteiligten unter Beteiligung des Lan-
des Schleswig-Holstein zu erprobendes An-
flugverfahren über mind. 10 NM unter Vermei-
dung des Überfliegens von dichtbesiedelten 
Bereichen wie Ahrensburg und Bargteheide) 
möglichst einvernehmlich, temporär und pro-
beweise durchgeführt werden kann und soll, 

  3.	darzustellen, ob und wie durch Veränderung 
des Anflugwinkels eine weitere Lärmoptimie-
rung sowie eine Implementierung des CDA-
Anflugverfahrens möglich ist, und falls ja, 
diese auch umzusetzen. Neben diesen Fragen 
zum Anflugverfahren ist in der Beantwortung 
des Ersuchens außerdem darzulegen, inwie-
weit auch die Abflugverfahren alle Möglichkei-
ten der Lärmoptimierung ausgeschöpft haben. 

  4.	die zum 1. Januar 2015 wirksam gewordene 
Entgeltordnung des Flughafens auf seine An-
reizwirkung fortlaufend zu evaluieren. Sollten 
sich in 2015 trotz der Verschärfungen keine 
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relevanten Wirkungen abzeichnen, ist kurzfris-
tig mit der Vorbereitung einer weitere Ver-
schärfung/Verteuerung zu beginnen, um diese 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt wirksam wer-
den zu lassen, 

  5.	darzulegen, inwieweit besser ausgelastete, 
größere, modernere und leisere Flugzeuge 
eine positive Wirkung auf die Lärmbelastung 
der Umgebung haben, weitere Anstrengungen 
in diese Richtung insbesondere im Hinblick 
auf bessere Auslastung, größere, aber gleich-
wohl leisere Maschinen zu unternehmen und 
darüber zu berichten, 

  6.	darzulegen, ob bei der Gebührenpraxis der 
Fluglärmschutzbeauftragten für Ausnahmege-
nehmigungen von den Nachtflugbeschrän
kungen weiterhin Handlungsbedarf im Hinblick 
auf das Kostendeckungsprinzip besteht und 
inwiefern die diesbezüglichen Handlungs
empfehlungen des Rechnungshofs aus 2007 
umgesetzt sind. Außerdem sind die Genehmi-
gungs- bzw. Versagungskriterien transparent 
zu machen. Die Gebühren müssen kosten
deckend und möglichst unter Ausschöpfung 
des Gebührenrahmens erhoben werden sowie 
den wirtschaftlichen Wert einer Ausnahmege-
nehmigung angemessen berücksichtigen. 

  7.	von der Möglichkeit zur Verhängung von Buß-
geldern durch die Fluglärmschutzbeauftragte 
wesentlich intensiver und unter spürbarer Aus-
schöpfung des Bußgeldrahmens Gebrauch zu 
machen, 

  8.	erzielte Mehrerlöse aus der verschärften Ge-
bühren- und Bußgeldpraxis insbesondere der 
Fluglärmschutzbeauftragten und – soweit 
möglich – auch der veränderten Entgeltord-
nung in zusätzliche – insbesondere passive – 
Lärmschutzmaßnahmen zu investieren. Der 
Flughafen soll seine bisherige Praxis hinsicht-
lich freiwilliger Lärmschutzprogramme auch 
zukünftig fortführen und ausbauen. Der Bür-
gerschaft ist über die entsprechenden Einnah-
men und die Überlegungen für eine geeignete 
Mittelverwendung zur Lärmschutzverbesse-
rung unter Berücksichtigung der Lärmschutz-
zonen ebenfalls zu berichten, 

  9.	die zugesagte Dokumentation der Verspätun-
gen vorzulegen und auszuwerten sowie darzu-
stellen, welche Maßnahmen jeweils mit wel-
chem Erfolg ergriffen wurden, um die Verspä-
tungen zu reduzieren. Hierzu ist quartalsmäßig 
ein Bericht ins Internet zu stellen. 

10.	sämtliche Bahnbenutzungsregeln strikt einzu-
halten und – insbesondere vor dem Hinter-
grund von zahlreichen Beschwerden zu die-

sem Komplex – über ihre Einhaltung und deren 
Kontrolle zu berichten. Auch hierzu ist in ge-
eigneter Weise quartalsweise im Internet zu 
informieren. 

11.	die Funktion der/des Fluglärmschutzbeauf-
tragten, die auf Antrag der SPD- und der FDP 
Fraktion (Drucksache VII/344) mit ergänzen-
dem Vorschlag der CDU-Fraktion (Drucksache 
VII/476) im Jahre 1971 vom Senat eingerichtet 
wurde (Drucksache VII/1443), zu stärken und 
in ihren Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten 
weiter zu entwickeln, in dem 

a.	 für diese Funktion – bundesweit einmalig – 
erstmals eine eigene gesetzliche Grundlage 
geschaffen wird. Damit wird auch eine – bis-
lang nicht bestehende – rechtliche Ver-
pflichtung begründet, eine solche Stelle ein-
zurichten, adäquat auszustatten und zu 
erhalten. 

b.	die Benennung des/der fachlich geeigneten 
Person durch den Präses der fachlich zu-
ständigen Behörde erfolgt und er/sie direk-
tes Vortragsrecht gegenüber der Leitung 
der zuständigen Behörde hat, 

c.	 die Aufgaben der/des Fluglärmschutzbe-
auftragten entsprechend des bisherigen 
Aufgabenkanons verbindlich festgeschrie-
ben werden und dabei unter Berücksichti-
gung der bundesweiten Praxis (insbeson-
dere der aktuellen Dienstanweisung für 
den/die Fluglärmschutzbeauftragte/n des 
Flughafens Frankfurt) sachgerechte Kom-
petenzerweiterungen zu klären und gege-
benenfalls vorzunehmen. Insbesondere 
eine effektive Kontrolle der Einhaltung der 
Bahnbenutzungsregeln ist sicherzustellen. 

d.	 in diesem Gesetz normiert wird, dass der/
die Fluglärmschutzbeauftragte in seiner/
ihrer Arbeit nicht behindert und wegen der 
Erfüllung der Pflichten als Fluglärmschutz
beauftragte/r nicht benachteiligt werden 
darf sowie Flughafen, Flugsicherung und 
Fluggesellschaften gehalten sind, den/die 
Fluglärmschutzbeauftragte/n bei der Aufga-
benwahrnehmung zu unterstützen, 

e.	die/der Fluglärmschutzbeauftragte nach 
dem Vorbild anderer Bundesländer einen 
jährlichen Jahresbericht gegenüber Bürger-
schaft und Öffentlichkeit erstellt, erstmalig 
für das Jahr 2014, 

f.	 ein entsprechender Gesetzentwurf im Früh-
jahr 2015 der Bürgerschaft zur Beratung 
und Beschlussfassung zugeleitet wird. 
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g.	Für eine optimale Aufgabenerfüllung wird 
der Fluglärmschutzbeauftragten ein Büro 
am Flughafen Hamburg gestellt. 

12.	die Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung und 
Bürgerinformation in Lärmschutzfragen weiter 
auszubauen (mit Information im Internet über 
die Gegenstände dieses Ersuchens und seiner 
Beantwortung) und insbesondere an der Öff-
nung der Fluglärmschutzkommission festzu-
halten sowie weitere Möglichkeiten der Öff-
nung und Beteiligung zu ergreifen (stärkere 
Einbeziehung des Umlands und – soweit bun-
desrechtlich möglich – Herstellung von Öffent-
lichkeit bei den Sitzungen der Fluglärmschutz-
kommission, um noch mehr Transparenz her-
zustellen), 

13.	vor dem Hintergrund der intensivierten und 
kontroversen Debatte in Teilen der Stadt zum 
Thema Fluglärm entsprechend des bürger-
schaftlichen Ersuchens aus Drucksache 
20/11593, Ziff. 6, unter Federführung des Flug-
hafens einen erneuten Anlauf für eine noch 
auszugestaltende „Allianz für den Lärmschutz“ 
der verschiedenen Beteiligten und unter Ein-
beziehung auch der bürgerlichen Fluglärm-
schutzinitiativen zu unternehmen, 

14.	Vorschläge anderer Bundesländer für eine 
stärkere Verankerung des Lärmschutzes im 
LuftVG nach Möglichkeit zu unterstützen und 
gegebenenfalls eigene Vorlagen hierzu einzu-
bringen, die den besonderen Anforderungen 
eines innerstädtischen Flughafens Rechnung 
tragen, 

15.	nach der Berichterstattung auf Grund des letz-
ten Ersuchens zu den Airbus-Testflügen nun-
mehr die Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz 
der Anwohnerinnen und Anwohner seitens der 
Lufthansa Technik darzulegen sowie den dort 
durchgeführten Triebwerkstests und den dies-
bezüglichen Regelungen Stellung zu nehmen, 

16.	der Bürgerschaft jährlich im Herbst einen Be-
richt zu Fortschritten aber auch zu Problemen 
bei der weiteren Umsetzung des 10-Punkte-
Plans und zu diesem Ersuchen vorzulegen. 
Sollten sich zwischenzeitlich Ergebnisse/Prob-
lemstellungen von grundsätzlicher Bedeutung 
im Kontext dieses Ersuchens ergeben, ist dem 
zuständigen Ausschuss gegebenenfalls münd-
lich ein Zwischenbericht zu geben.“ 

II.
Stellungnahme des Senats

Der Hamburger Flughafen, der von der Flughafen 
Hamburg GmbH (FHG) betrieben wird, hat eine hohe 
verkehrs- und wirtschaftspolitische Bedeutung für die 

Stadt Hamburg und für ganz Norddeutschland. Er ist 
eine Einrichtung der überregionalen und internationa-
len Verkehrsinfrastruktur und stellt – in Anbetracht der 
zunehmenden Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung 
– einen integralen Bestandteil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge dar. Zudem ist der Flughafen Hamburg 
als Arbeitgeber auch von hoher beschäftigungspoliti-
scher Bedeutung. Gleichzeitig hat der Betrieb des 
Flughafens Auswirkungen auf die Schutzinteressen 
der betroffenen Anrainer. Im Norddeutschen Luftver-
kehrskonzept hat der Senat vor diesem Hintergrund 
erklärt, dass er sich u.a. im Hinblick auf Infrastruk-
turfragen weiterhin für einen Ausgleich zwischen den 
wirtschaftlichen Belangen und der öffentlichen Ver-
kehrsfunktion mit den Belangen des Umwelt- und ins-
besondere des Lärmschutzes einsetzen wird. Die his-
torisch gewachsene stadtnahe Lage des Flughafens 
führt dazu, dass viele Menschen insbesondere in 
dichter besiedelten Regionen von den Umweltauswir-
kungen des Flugbetriebs betroffen sind. Insbesondere 
der Kreis der Bevölkerung in der näheren Umgebung 
des Flughafens befasst sich intensiv mit dem Thema 
Fluglärm und richtet sich mit Fragen und Anregungen 
zur Optimierung der Situation an die Behörde für Um-
welt und Energie (BUE) und die Behörde für Wirt-
schaft, Verkehr und Innovation (BWVI). Seit 1972 gibt 
es in der Hamburgischen Landesverwaltung die 
Dienststelle des Fluglärmschutzbeauftragten (FLSB). 
Diese – wie auch die DFS Deutsche Flugsicherung 
GmbH (DFS), die BWVI und die FHG – befasst sich 
mit den auch jetzt vorgetragenen Fragestellungen. Im 
Lärmaktionsplan Hamburg 2013 (Stufe 2) sind die 
wichtigsten Maßnahmen gegen Fluglärm dargestellt, 
wie zum Beispiel spezielle Bahnbenutzungsregeln zur 
Entlastung dichtbesiedelter Gebiete, lärmoptimierte 
Abflugrouten, Nachtflugbestimmungen, Kontingentie-
rung des Fluglärms, lärmabhängige Start- und Lande-
entgelte, Betrieb einer Lärmschutzhalle für Probe-
läufe, betriebliche Regelungen am Boden, sofortige 
Umsetzung der Maßnahmen des Fluglärmschutzge-
setzes sowie passiver Schallschutz über die gesetz
lichen Anforderungen hinaus. 

Das vorliegende Bürgerschaftliche Ersuchen vom 
4. Februar 2015 enthält Aufforderungen und Prüfauf-
träge für weiteren Lärmschutz der Anwohner, die über 
die bestehenden Maßnahmen des Lärmaktionsplans 
hinausgehen. Der Senat teilt das Grundanliegen des 
Ersuchens; er will seinen Beitrag leisten, um das 
grundsätzlich konstruktive Miteinander von Flughafen 
und Nachbarschaft zu wahren. Aus diesem Grund 
werden die Beschwerden sehr ernst genommen und 
im Detail geprüft. 

Die einzelnen Fragestellungen des Petitums sind 
fachlich und rechtlich geprüft worden. Insbesondere 
wurde die Fluglärmschutzkommission (FLSK), deren 
gesetzlich vorgegebene Aufgabe es ist, die Flugsiche-
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rungsorganisation und die Genehmigungsbehörde zu 
beraten, durch den Senat eingebunden.

Der Senat wurde ersucht,
  1.	 den Dialog mit den von Fluglärm betroffenen Um­

landgemeinden (den legitimierten Vertretern und 
der Bevölkerung/den Initiativen) weiter zu intensi­
vieren, das laufende 7 NM Verfahren transparent 
auszuwerten und mit Messungen (insbesondere 
auch in den betroffenen Umlandgemeinden) sowie 
Flugspuraufzeichnungen zu begleiten, den Anteil 
der bereits jetzt über 7 NM hinausgehenden End­
anflügen darzulegen,

Gemäß Drucksache 20/13531 wurde der Lande
anflug auf den Flughafen Hamburg für Flugzeuge mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 5,7 t 
von mindestens 4 auf mindestens 7 Nautische Meilen 
(NM) verlängert und die Mindestanflughöhe im Be-
reich Ahrensburg auf 3.000 Fuß angehoben. Ferner 
wurde die DFS von der FLSK gebeten, den Endanflug 
an Wochenenden bis 10.00 Uhr morgens und nach 

20.00 Uhr, d.h. in den eher verkehrsärmeren Zeiten, 
auf 10 NM zu verlängern. Niedrige und laute Queran-
flüge über das Hamburger Stadtgebiet sollen so ver-
hindert werden. Parallel – so die Erwartung – sollte 
auch Ahrensburg entlastet werden, ohne andere Ge-
meinden im Kreise Stormarn zusätzlich zu belasten.

Die DFS und die FHG haben mit der Auswertung 
des 7-NM-Verfahrens und der weiteren Empfehlungen 
der FLSK im November 2014 begonnen. Die Ergeb-
nisse liegen vor. 

Die von der DFS erfassten FANOMOS Flugspu-
renaufzeichnungen (Flight Track and Aircraft Noise 
Monitoring System) zeigen, dass die Mindestend
anfluglänge von 7 NM eingehalten wird. Der größte 
Anteil der Anflüge (70 % bis 80 %) erfolgt sogar über 
10 NM oder mehr. 

In der nachfolgenden Darstellung sind beispielhaft 
die Flugspuren vom Freitag, d. 19. Juni 2015 aufge-
zeichnet.
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Entsprechend berichtete die DFS auch in der 
FLSK, dass die Empfehlungen der FLSK eingehalten 
werden und Ahrensburg demnach in größerer Höhe 
überflogen wird und sich der Endanflug am Wochen-
ende verlängert. Die weitere Empfehlung der FLSK, 
stärker besiedelte Gebiete je nach Verkehrslage ins-
besondere im Nordosten von Hamburg möglichst zu 
umfliegen, wird in verkehrsärmeren Zeiten nach Er-
messen der Fluglotsen umgesetzt. 

Einzelne Auswertungen der Stanly Track Daten 
der Fluglärmschutzbeauftragten bestätigen die von 
der DFS berichtete Einhaltung der Empfehlungen der 
FLSK.

Am 14. Juli 2015 hat die Fluglärmschutzbeauf-
tragte gemeinsam mit der Behörde für Wirtschaft, Ver-
kehr und Innovation (BWVI), dem Vorsitzenden der 
FLSK, der FHG sowie der DFS die Vertreter der Be-
troffenen in Schleswig-Holstein zu einem Gespräch 
eingeladen. Zu Gast waren verantwortliche Mitarbei-
ter der Landesregierung Schleswig-Holstein aus dem 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume und dem Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie, der 
Kreispräsident des Kreises Stormarn, die Bürgermeis-
ter der Städte Ahrensburg, Ammersbek, Bad Oldes-
loe, Bargteheide und Groß Hansdorf sowie Vertreter 
der Gemeinden Elmenhorst und Jersbek und des 

Amtes Bargteheide-Land. Seitens der DFS und FHG 
wurde die Veranstaltung inhaltlich vorbereitet und be-
gleitet. Insbesondere wurden zahlreiche Flugspuren 
ausgewertet und präsentiert sowie die prozentuale 
Überflughäufigkeit der Gemeinden Ahrensburg, 
Bargteheide, Elmenhorst, Jersbek und Bad Oldesloe 
in den Jahren 2009 bis 2015 dargestellt.

Die prozentuale Überflughäufigkeit in einer Ge-
meinde ist der Anteil der Flüge über einem Ort im 
Vergleich zu den Gesamtflügen jeweils von Dezember 
des Vorjahres bis Mai des betrachteten Jahres (für 
2015: Dezember 2014 bis Mai 2015).

Es zeigte sich, dass die Überflughäufigkeit in Ah-
rensburg zurückging, während sie in Bad Oldesloe 
und in Bargteheide konstant blieb. In Elmenhorst und 
Jersbek nahm die Überflughäufigkeit hingegen zu. 
Der wesentliche Grund dafür sind die Änderungen, 
die die DFS bei der Leitung der Endanflüge auf Grund 
des 10-Punkte-Plans und der Empfehlungen der Flug-
lärmschutzkommission eingeführt hatte. Die FLSK 
hatte auf einer Sondersitzung zum 10-Punkte-Plan im 
September 2014 empfohlen, dass seitens der DFS 
solche Verfahren praktiziert werden, bei denen Flug-
zeuge – wenn es die Verkehrslage zulässt – so in den 
vorstehend beschriebenen Endanflug geführt werden, 
dass stärker besiedelte Areale möglichst umflogen 
werden.

2 
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Die FHG betreibt neben den 13 festen Messstellen 
auch drei mobile Messstellen. Die Evaluierung des ge-
änderten Anflugs erfolgt durch Auswertung der Mess-
ergebnisse an diesen Messstellen in Ahrensburg am 
Rathaus und in der Hamburger Straße, in Elmenhorst 
in der Schulstraße und im Erlenweg, in Bargteheide in 
der Straße Am Krögen, in Jersbek in der Langereihe 
und in Ammersbek im Heideweg. Mit Ausnahme von 
Jersbek wiesen die Messwerte hierbei Dauerschallpe-
gel durch Fluglärm von deutlich unter 50 dB(A) auf. 
Die Auslösewerte im Fluglärmschutzgesetz beginnen 
demgegenüber z.B. bei neu angelegten zivilen Flug-
häfen für die Nacht-Schutzzone bei einem Dauer-
schallpegel von 50 dB(A). Der Flughafen Hamburg ist 
zudem ein Bestandsflughafen mit um 5 dB(A) höheren 
Auslösewerten nach Fluglärmschutzgesetz.

Die Auswertungen der DFS sind abgeschlossen. 
Die Empfehlungen der FLSK im Zusammenhang mit 
dem 10-Punkte-Plan sind umgesetzt. Die Messungen 
der FHG mit den festen und mobilen Messstationen 
sowie die Auswertungen der Ergebnisse gehen wei-
ter. 

Der Dialog mit den von Fluglärm betroffenen Stadt-
teilen und Umlandgemeinden in Hamburg und Schles-
wig-Holstein wurde auf mehreren Ebenen intensiviert. 

Die FLSK hatte zunächst mehrere Bürgerfrage-
stunden vor den eigentlichen Sitzungen der FLSK ein-
geführt. Dieses Format wurde auf Grund einer Evalu-
ation optimiert und entsprechend in eine Bürgerfrage-
stunde als „FLSK vor Ort“ umgewandelt, die erstmals 
am 1. Oktober 2015 mit einer großen Teilnehmerzahl 
in Lurup stattfand. Weitere Bürgerfragestunden vor 
Ort sind demnächst in vom Fluglärm betroffenen 
Stadtteilen von Hamburg und im Umland geplant. Der 
nächste Termin wird am 2. Juni 2016 in Bargteheide 
stattfinden.

  2.	 in diesem Kontext gemeinsam mit den Nachbar­
gemeinden einen erneuten Anlauf zu unternehmen 
und zu erörtern, ob und wie ein über das 7 NM 
Verfahren hinausgehendes Anflugverfahren (z.B. 
ein möglichst im Einvernehmen mit allen Beteilig­
ten unter Beteiligung des Landes Schleswig-Hol­
stein zu erprobendes Anflugverfahren über mind. 
10 NM unter Vermeidung des Überfliegens von 
dichtbesiedelten Bereichen wie Ahrensburg und 
Bargteheide) möglichst einvernehmlich, temporär 
und probeweise durchgeführt werden kann und 
soll, 

Mit den Vertretern des Landes Schleswig-Holstein 
(Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume sowie Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie), der Gemein-
den im Kreis Stormarn sowie mit dem Kreispräsiden-
ten des Kreises Stormarn hat die Fluglärmschutzbe-

auftragte gemeinsam mit der BWVI, dem Vorsitzen-
den der FLSK, der FHG sowie der DFS über eine 
Verlängerung des Mindestendanflugs und einen Pro-
bebetrieb über einen Mindestendanflug von 10 NM 
gesprochen. In diesem Gespräch haben sich die Bür-
germeister der Gemeinden und die Vertreter des Krei-
ses Stormarn deutlich gegen eine nochmalige Verlän-
gerung des Mindestendanflugs und auch gegen einen 
entsprechenden Probebetrieb ausgesprochen, da die 
Bürger des Kreises bereits durch die Verlängerung 
des Mindestendanflugs auf 7 NM, die auf den 
10-Punkte-Plan zurückgeführt wird, zusätzlich belas-
tet würden, welches durch die messbare Zunahme 
der Flüge über Elmenhorst und Jersbek belegt werde. 
Tatsächlich forderten die Vertreter der Gemeinden 
des Kreises Stormarn sogar eine Rückgängigmachung 
des verlängerten Endanflugs von mindestens 7 NM 
auf die früher angewendeten 4 NM.

Die Anzahl der bei der Behörde für Umwelt und 
Energie (BUE) eingegangenen Fluglärmbeschwerden 
aus dem Kreis Stormarn hat sich von 358 im gesam-
ten Jahr 2014 auf 2394 im Jahr 2015 stark erhöht. Im 
Kreis Stormarn haben sich überdies die Bürgerinitiati-
ven „Fluglärmgeplagte Gemeinde Elmenhorst (FGE)“ 
und die „BAW Stormarn“ neu gegründet. 

Die Forderung der Änderung des Mindestendan-
flugs zurück auf 4 NM, wie die Vertreter der Gemein-
den des Kreises Stormarn gefordert hatten, wurde in 
den Sitzungen der FLSK am 9. Oktober 2015 und 
4. Dezember 2015 thematisiert. Eine eingesetzte Ar-
beitsgruppe unter der Federführung der FLSB kam zu 
dem Ergebnis, dass eine Rückkehr zu einem kurzen 
Mindestendanflug von 4 NM nicht empfohlen werden 
kann. Die DFS solle aber aufgefordert werden, den 
anfliegenden Maschinen nach Möglichkeit immer das 
CDO-Verfahren (continuous descent operations) mit 
einem kontinuierlichen Sinkflug anzubieten. Bei die-
sem Verfahren wird kontinuierlich gesunken, d.h. die 
Piloten erreichen die 3.000 Fuß erst kurz vor dem so-
genannten Final-Approach-Fix. 

In der Sitzung der FLSK am 4. Dezember 2015 
wurde dazu folgender Beschluss gefasst: „Die DFS 
wird aufgefordert, grundsätzlich die Anflughöhe von 
3.000 Fuß erst zum spätestmöglichen Zeitpunkt zu 
unterschreiten.“

Im Ergebnis muss festgehalten werden, dass 
nahezu alle Beteiligten aus der Region Stormarn 
gegen eine weitere Verlängerung des Mindest
endanflug auf 10 NM sind. Vor dem Hintergrund der 
Verpflichtung zur Berücksichtigung der Belange der 
Bevölkerung in Schleswig-Holstein kann dieser An-
satz aus Sicht des Senats damit nicht weiter verfolgt 
werden.
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  3.	 darzustellen, ob und wie durch Veränderung des 
Anflugwinkels eine weitere Lärmoptimierung 
sowie eine Implementierung des CDA-Anflugver­
fahrens möglich ist, und falls ja, diese auch umzu­
setzen. Neben diesen Fragen zum Anflugverfah­
ren ist in der Beantwortung des Ersuchens außer­
dem darzulegen, inwieweit auch die Abflugverfah­
ren alle Möglichkeiten der Lärmoptimierung aus­
geschöpft haben. 

Die Anhebung des Anflugwinkels von 3 Grad auf 
3,2 Grad würde bedeuten, dass Gemeinden, die un-
terhalb des Endanflugs liegen, in Abhängigkeit von 
ihrer Entfernung zur Landebahn höher überflogen 
werden. Für die Nutzung des Gleitwegsenders als Teil 
des Instrumentenlandesystems (ILS) schreibt die 
Internationale Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) einen 
optimalen Anflugwinkel von 3 Grad vor. Eine Erhö-
hung des Anflugwinkels lässt die ICAO nur dann zu, 
wenn der optimale Anflugwinkel auf Grund von Hin-
dernissen für eine sichere Flugführung nicht aus-
reicht. Eine Anhebung müsste daher im Ausnahme-
weg vom Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur zugelassen werden. 

Im Herbst 2012 wurde mit der Erprobung einer sol-
chen Maßnahme am Flughafen Frankfurt begonnen. 
Die Ergebnisse zeigen, dass nach einer kurzen Einge-
wöhnungsphase bei den Piloten die Nutzungsrate des 
ILS-Anfluges mit einem Sinkwinkel von 3,2 Grad heute 
bei nahezu 100 Prozent liegt. Für den Anflug bei 
Schlechtwettersituationen oder bei zu hohen Rücken-
windkomponenten steht den Piloten gemäß den Vor-
gaben der ICAO nach wie vor auch ein 3,0 Grad-Leit-
strahl zur Verfügung, für den jedoch eine eigene 
Bodeninfrastruktur betrieben werden muss.

Auswertungen unter anderem in Frankfurt haben 
ergeben, dass der steilere Anflug in einer Entfernung 
von ca. 20 km eine Lärmreduktion von rund 0,5– 
1 dB(A) im Maximalpegel ermöglicht, die allerdings 
von den meisten Menschen nicht akustisch wahrge-
nommen werden kann. Im Nahbereich des Flugha-
fens kann es jedoch zu einer höheren Lärmbelastung 
kommen. 

Angesichts dieser zu erwartenden, unterschied
lichen Veränderungen der Lärmbetroffenheit der An-
wohner, wird die Veränderung des Anflugwinkels zu-
nächst in der FLSK und in der Allianz für Fluglärm-
schutz erörtert werden. In diesem Zusammenhang 
wird insbesondere betrachtet werden, ob die Nutzung 
eines Ground Based Augmentation System (GBAS) in 
Hamburg die vorzugswürdige technische Lösung ist. 
GBAS ist eine Präzisionsanflughilfe, die das Naviga
tionssignal der GPS-Satelliten verbessert und damit 
für den Präzisionsanflug nutzbar macht. GBAS bietet 
neben der Option, verschiedene Anflüge zu program-

mieren, insbesondere die Möglichkeit zur Verände-
rung des Anflugwinkels (3,0 bis 3,5 Grad). 

Auf der Grundlage der in den verschiedenen 
Gremien geführten Diskussionen und gewonnenen 
Erkenntnisse wird die FHG eine Entscheidung für die 
Modernisierung des Instrumentenanflugsystems tref-
fen.

Das kontinuierliche Sinkflugverfahren (CDO, vor-
mals CDA genannt) stellt eine Optimierung des verti-
kalen Anflugprofils dar. Dadurch soll erreicht werden, 
dass der Anflug mit minimaler Triebwerksleistung in 
Form eines konstanten Sinkflugs unter Vermeidung 
von Horizontalflug bis zum Erreichen des Leitstrahls 
des ILS durchgeführt werden kann. Voraussetzung für 
einen kontinuierlichen Sinkflug ist u.a ein geringes 
Verkehrsaufkommen. Dieser lärmoptimierte Anflug 
kann daher immer nur dann angewendet werden, 
wenn die Verkehrslage dies zulässt. Die DFS kann 
den Piloten daher nur bei verkehrsarmen Zeiten das 
CDO-Verfahren anbieten. Die Entscheidung über die 
Durchführung hat dann der einzelne Pilot.

Bei Abflugverfahren kommen in Hamburg die Mini-
mum Noise Routings zur Anwendung. Diese entspre-
chen dem aktuellen Stand der sicheren und flüssigen 
Verkehrsabwicklung. Die von der DFS geplanten Ver-
fahren unterliegen gleichwohl der ständigen Prüfung 
und Überwachung. Auf diese Weise können mögliche 
Verbesserungen hinsichtlich einer fluglärmoptimier-
ten Routenführung ausfindig gemacht werden, um 
diese in enger Zusammenarbeit mit der örtlichen Flug-
lärmschutzkommission auch umzusetzen.

In der Fluglärmschutzkommission sollen im Laufe 
der nächsten Sitzungen Best-Practice-Vergleiche mit 
anderen Flughäfen besprochen werden, um zusätz
liche zielführende Maßnahmen identifizieren zu kön-
nen.

  4.	 die zum 1. Januar 2015 wirksam gewordene Ent­
geltordnung des Flughafens auf seine Anreizwir­
kung fortlaufend zu evaluieren. Sollten sich in 2015 
trotz der Verschärfungen keine relevanten Wirkun­
gen abzeichnen, ist kurzfristig mit der Vorberei­
tung einer weiteren Verschärfung/Verteuerung zu 
beginnen, um diese zum nächstmöglichen Zeit­
punkt wirksam werden zu lassen, 

Die neue Entgeltordnung der FHG setzt finanzielle 
Anreize zum Einsatz des jeweils leisesten Fluggeräts, 
zur Vermeidung von Verspätungen und zur Reduzie-
rung der Lärmbelastung in den Abendstunden.

Mit der Änderung der Entgeltordnung wurden die 
Beträge des Lärmzuschlags, die jeweils auf das Start- 
und Landeentgelt aufgeschlagen werden, für die bei-
den höchsten Lärmklassen mit den lautesten Flugzeu-
gen um bis zu 45 % erhöht, sodass sich Starts und 
Landungen gerade mit älteren Maschinen deutlich 
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verteuerten. Für die mittleren Lärmklassen wurde der 
Lärmzuschlag um bis zu 13 % angehoben. Für die 
leisesten Flugzeuge in den beiden unteren Lärmklas-
sen blieb der zu zahlende Lärmzuschlag unverändert.

Des Weiteren wurden im Zuge der letzten Entgelt-
erhöhung Anfang 2015 auch die prozentualen Zu-
schläge für Starts und Landungen in den Abend- und 
Nachtstunden drastisch erhöht. In der Zeit von 
22.00 Uhr bis 22.59 Uhr stieg dieser Zuschlag von 
100 % auf nun 150 %. In der Zeit zwischen 23.00 Uhr 
und 5.59 Uhr von 200 % auf nun 300 %. Durch diese 
prozentualen Zuschläge wird am Abend und in der 
Nacht nicht nur der Lärmzuschlag für einzelne Flug-
zeugtypen erhöht, sondern es multiplizieren sich ent-
sprechend auch die Beträge des Lande- und Start
entgelts, welche auf das maximale Abfluggewicht des 
Flugzeugs abstellen. 

Die leiseren Flugzeuge der neuesten Generation 
(unter anderem A320neo und Boeing 737 MAX) wur-
den privilegiert, indem sie zwei Lärmklassen niedriger 
eingestuft wurden als die bisherige Variante der jewei-
ligen Flugzeugbaureihe. Der erste A320neo wurde im 
Januar 2016 an Lufthansa übergeben, sodass dieser 
und weitere zum Beispiel auf den hochfrequenten 
Strecken Hamburg-Frankfurt und Hamburg-München 
eingesetzt werden können.

In dem Sommerflugplan 2015, der vom 29. März 
2015 bis zum 24. Oktober 2015 gültig war, konnten 
sich die oben dargestellten Verschärfungen der neuen 
Entgeltordnung bei den Lärmklassen und den Abend- 
und Nachtzuschlägen noch nicht nennenswert aus-
wirken. Dies ist auf den zeitlichen Planungsvorlauf bei 
den Fluggesellschaften zurückzuführen. Die Planung 
für einen neuen Flugplan beginnt üblicher Weise ca. 
sechs bis acht Monate vor dessen Inkrafttreten und 
wird im Wesentlichen etwa drei Monate vorher finali-
siert. Die neue Entgeltordnung trat Anfang 2015 in 
Kraft, und damit zu einem Zeitpunkt, zu dem die Flug-
linien die Disponierung schon weitgehend durchge-
führt hatten. 

Konkret erkennbare Folgen, die sich auch aus der 
Anreizwirkung der letzten Entgelterhöhung ergeben, 
sind damit erst für den Winterflugplan 2015/2016 ein-
getreten, der am 25. Oktober 2015 in Kraft trat. Hier 
zeigten sich im Vergleich zum Winterflugplan 
2014/2015, der ebenfalls rund fünf Monate abdeckte, 
folgende positive Änderungen bei den geplanten 
Starts und Landung, die eine klare Verbesserung der 
Lärmbelastung gerade in den Abendstunden mit sich 
bringen:
–	 Die Zahl der geplanten Starts ab 22.00 Uhr sank 

im Verhältnis zum vergleichbaren Vorjahreszeit-
raum um stattliche 80 % und auch zwischen 
21.00 und 22.00 Uhr sank die Zahl der geplanten 
Starts um beachtliche 23 %. Diese erhebliche 

Reduzierung ab 21.00 Uhr führte im Gegenzug zu 
einer Vorverlagerung der geplanten Starts in die 
Stunde zwischen 20.00 und 21.00 Uhr.

	 Es waren also deutlich weniger Starts am Abend 
geplant. Die Bürgerinnen und Bürger wurden 
somit im Vergleich zum letzten Jahr sehr viel selte-
ner von geplanten Starts nach 21.00 Uhr belastet.

–	 Die Zahl der geplanten Landungen ab 22.00 Uhr 
sank im Verhältnis zum vergleichbaren Vorjahres-
zeitraum um 2,6 %, während die Zahl der geplan-
ten Landungen zwischen 21.00 und 22.00 Uhr um 
10,6 % stieg.

	 Auch hieraus ergab sich eine Verbesserung der 
Lärmbelastung in der Tagesrandzeit, da weniger 
geplante Landungen nach 22.00 Uhr zu erwarten 
waren.

–	 Die geplanten Starts und Landungen in der laute-
ren Lärmklasse 5 sanken im Verhältnis zum ver-
gleichbaren Vorjahreszeitraum um 12 %. Die lau-
testen Lärmklassen 6 und 7 spielten im Winterflug-
plan 2015/2016 keine Rolle mehr.

	 Gemäß Winterflugplan 2015/2016 kamen also die 
lauten Flugzeuge seltener in Hamburg zum Ein-
satz.
Insgesamt zeigte sich, dass die Fluglinien bei der 

Planung für den Winterflugplan 2015/2016 auf leise-
res Fluggerät setzen. Zudem zeichnete sich in diesem 
neuen Flugplan ab, dass die Anzahl der geplanten 
Landungen in der sensibleren Tagesrandzeit zwi-
schen 22.00 und 23.00 Uhr zurückging. Dies gilt umso 
mehr im Hinblick auf die abendlichen Starts, die im 
Vergleich zu einer Landung stärkeren Lärm verursa-
chen. Die Fluglinien haben die geplanten Starts in 
einem erheblichen Umfang zeitlich vorgezogen und 
so den Zeitraum ab 21.00 Uhr deutlich entlastet. Über-
dies setzte sich der bisherige Trend zu moderneren 
Maschinen mit einer höheren Anzahl an Sitzplätzen 
und zugleich auch mit einer besseren Auslastung fort, 
sodass auch auf diesem Wege zusätzliche Flugbewe-
gungen vermieden wurden, da das Fliegen insgesamt 
effizienter wird.

Die Evaluierung der letzten Änderung der Entgelt-
ordnung und die Prüfung einer weiteren Spreizung, 
insbesondere der lärmabhängigen Anteile der Ent-
gelte, sind nach Ablauf des Winterflugplans 2015/2016 
beabsichtigt.

Eine Änderung der Entgeltordnung erfolgt jeweils 
auf Antrag des Flugplatzbetreibers. Dieser legt der 
Genehmigungsbehörde – dies ist in Hamburg die 
BWVI – eine neue Entgeltordnung vor, die von der Ge-
nehmigungsbehörde geprüft wird. Die Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn unter anderem die Entgelte in der 
Entgeltordnung nach geeigneten, objektiven, transpa-
renten und diskriminierungsfreien Kriterien geregelt 
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sind. Eine Erhöhung der Entgelte, etwa durch eine 
stärkere Spreizung der Entgelte nach Lärmschutz
gesichtspunkten gemäß § 19b Absatz 1 Luftverkehrs-
gesetz (LuftVG), ist im Rahmen des Angemessenen 
und in der Summe der Entgelte bis zu der Obergrenze, 
die sich aus der tatsächlichen Kostenbasis des Flug-
hafens ergibt, möglich. Den Fluglinien steht gegebe-
nenfalls der Rechtsweg offen, um zum Beispiel gegen 
unangemessen hohe Entgelte vorzugehen.

Das Genehmigungsverfahren erstreckt sich auf 
Grund der gesetzlich vorgegebenen Fristen über 
einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten ab 
Antrag des Flughafenbetreibers.
  5.	 darzulegen, inwieweit besser ausgelastete, grö­

ßere, modernere und leisere Flugzeuge eine posi­
tive Wirkung auf die Lärmbelastung der Umgebung 
haben, weitere Anstrengungen in diese Richtung 
insbesondere im Hinblick auf bessere Auslastung, 
größere, aber gleichwohl leisere Maschinen zu 
unternehmen und darüber zu berichten, 

Flughäfen und Fluggesellschaften stehen ver-
schiedene Mittel zur Verfügung, um den Fluglärm-
schutz zu stärken. Eine besonders große Rolle nimmt 
dabei die Auswahl des eingesetzten Flugzeugmusters 
ein. Der Einsatz von größerem, modernerem und lei-
serem Fluggerät sowie eine verbesserte Auslastung 
der Maschinen können die Lärmbelastung der Umge-
bung spürbar mindern. Je besser die Verkehre aufein-
ander abgestimmt sind, umso höher die Auslastung. 
Dies wiederum führt dazu, dass trotz steigender Pas-
sagierzahlen, die Ausdruck des steigenden Mobilitäts-
bedürfnisses der Bevölkerung sind, die Anzahl der 
Flugbewegungen häufig konstant gehalten werden 
kann. Auf manchen Strecken können durch eine bes-
sere Auslastung einzelne Flüge sogar substituiert wer-
den. Der gleiche Effekt kann durch den Einsatz von 
größeren Flugzeugmustern mit einer höheren Sitz-
platzkapazität erzielt werden. 

Fortschritte im Bereich der Forschung und Ent-
wicklung sowie der Einsatz modernerer Maschinen 
haben ebenso eine positive Wirkung auf die Lärmbe-
lastung. Daher arbeiten Wirtschaft und Industrie seit 
Jahren mit Hochdruck an der weiteren Reduktion von 
Schallquellen an der Flugzeugoberfläche, den Trag-
flächen, dem Fahrwerk und besonders den Triebwer-
ken. Hier sind deutliche Erfolge zu erkennen. Maschi-
nen wie der neu entwickelte Airbus A320neo bilden 
die nächste Generation an besonders leisen, sparsa-
men und effizienten Flugzeugmustern. Beim Start 
konnte der Lärm im Schnitt noch einmal um 5–6 dB(A) 
gemindert werden.

Vor diesem Hintergrund investieren die Flug
gesellschaften Milliardenbeträge in die Modernisie-
rung ihrer Flotten. Um den Prozess zu beschleunigen 
und den Einsatz von Flugzeugen der neusten Genera-

tion auf Flügen von und nach Hamburg zu erhöhen, 
enthält die Entgeltordnung der FHG bereits jetzt einen 
besonderen Anreiz (günstigere Lärmklasse) zum Ein-
satz dieser Flugzeuge. 

Bereits Anfang 2014 hat die FHG auf Vorstandse-
bene Gespräche mit allen großen Fluglinien geführt 
und aktiv dafür geworben, modernstes Fluggerät in 
Hamburg einzusetzen – insbesondere den Airbus 
A320neo. Hierzu gab es zahlreiche positive Rück
meldungen.

Der erste A320neo wurde im Januar 2016 auf dem 
Airbus-Werk in Hamburg-Finkenwerder an die Deut-
sche Lufthansa ausgeliefert. Die neue Maschine 
kommt seitdem regelmäßig u.a. auf der stark frequen-
tierten Strecke Hamburg-Frankfurt zum Einsatz. Im 
Laufe des Jahres wird Lufthansa weitere A320neo 
erhalten, sodass diese noch häufiger Hamburg anflie-
gen werden und somit zu einer weiteren Reduzierung 
der täglichen Fluglärmbelastung beitragen.

Folglich ist davon auszugehen, dass die neue 
Flugzeuggeneration (Airbus A320neo und Boeing 737 
MAX) in den kommenden Jahren in Hamburg sukzes-
sive zum Einsatz kommen wird.

Die weiter oben beschriebene Entkopplung des 
Passagierwachstums von der Anzahl an Flugbewe-
gungen ist auch am Flughafen Hamburg klar zu beob-
achten. Das Fliegen wird somit deutlich effizienter. 
Während im Jahr 2015 insgesamt 15.074 Flugbewe-
gungen weniger als noch im Jahr 2007 gezählt 
wurden, stieg die Zahl der beförderten Passagiere im 
selben Zeitraum von 12,78 Mio. im Jahr 2007 auf 
15,61 Mio. im Jahr 2015 (+ 22,1 %).

Dieser Trend setzt sich auch im aktuellen Winter-
flugplan 2015/2016 fort. Während Germanwings in 
der vergangenen Winterperiode die Strecke Ham-
burg-Amsterdam beispielsweise noch vorrangig mit 
einer Bombardier CRJ900 NextGen (max. 90 Sitz-
plätze) bediente, wird auf der gleichen Strecke aktuell 
ein Airbus A319-100 (max. 144 Sitzplätze) eingesetzt. 
Gleichzeitig wurde die Zahl der täglichen Flüge von 
drei auf zwei vermindert. Germanwings bietet so in 
diesem Winterflugplan mit zwei A319-100 Flügen die 
gleiche Sitzplatzkapazität an wie zuvor mit drei Bom-
bardier CRJ900 NextGen Flügen. Damit wird täglich 
eine Flugbewegung eingespart. 

Der weit überwiegende Teil der aktuellen Flug-
zeuggeneration, die am Hamburger Flughafen ope-
riert, befindet sich in den Lärmklassen 3 (Airbus A319-
100, Bombardier CRJ900, Embraer 190 u.a.) und 4 
(Airbus A320-200, A321-100/-200, Boeing 737-300/-
500 u.a.). Während Flugzeuge der Lärmklasse 3 im 
Schnitt ca. 112 Sitzplätze anbieten, verfügen Flug-
zeuge der Lärmklasse 4 durchschnittlich über ca. 185 
Sitzplätze. Im operativen Geschäft führt dies dazu, 
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dass – wie zuvor beschrieben – ein Flugzeugmuster 
aus Lärmklasse 3 nur dann durch ein Flugzeugmuster 
der Lärmklasse 4 substituiert wird, wenn gleichzeitig 
ein Flug und damit auch ein Lärmereignis pro Tag ein-
gespart werden kann. 

Die FHG geht davon aus, dass in den kommenden 
eineinhalb Jahren voraussichtlich alle – der ursprüng-
lich bis zu neun in Hamburg stationierten – Bombar-
dier CRJ900 NextGen der Germanwings/Eurowings-
Flotte in Hamburg durch größere und effizientere 
Flugzeuge der Airbus A320-Familie ersetzt werden. 
Dies führt – bei ansonsten gleichen Umständen – 
dazu, dass (bezogen auf diese Fluggesellschaft) das 
erwartete Passagierwachstum der kommenden Jahre 
nicht zu einem Anstieg der Bewegungszahlen führen 
wird. 

Die Auslastung der Maschinen steigt. Aktuell wird 
eine Auslastung von 76,3 % (Passagiere/Sitzplätze) 
erreicht. Dies ist umso beachtlicher, als dass tenden-
ziell größeres und moderneres Fluggerät eingesetzt 
wird. Im sogenannten Pax/Flug-Wert werden sowohl 
das größere Angebot (mehr Sitze pro Maschine) als 
auch die höhere Nachfrage (steigende Auslastung) 
berücksichtigt.

Der Pax/Flug-Wert stieg im vergangenen Jahr um 
2,9 % auf 109,7 Pax/Flugbewegung. Damit setzt sich 
der positive Trend der vergangenen zwei Jahrzehnte 
weiter fort. Zum Vergleich: Im Jahr 1996 wurden ge-
rade einmal 70 Pax/Flugbewegung gezählt. 

Auf Grund der zahlreichen Einflussfaktoren sind 
die beschriebenen Trends allerdings nicht allein auf 
eine einzelne Maßnahme zurückzuführen. Vielmehr 
führte ein ganzes Bündel an Maßnahmen dazu, dass 
in Hamburg die Lärmbelastung, die pro Passagier ver-
ursacht wird, konstant zurückgeht. Vor allem der Ein-
satz von größeren und effizienteren Flugzeugen wirkt 
sich positiv auf die Lärmsituation aus. Der Anteil der 
Flugzeuge mit mehr als 170 Sitzplätzen (gemessen in 
Flugbewegungen) ist in den vergangenen zehn Jah-
ren im Linien- und Touristikverkehr von 25,1 % auf 
46,0 % gestiegen. Gleichzeitig sank der Anteil beson-
ders kleiner Flugzeuge mit bis 50 Sitzplätzen im sel-
ben Zeitraum von 17,3 % auf 3,6 % im Jahr 2015. Mit 
weniger Flugbewegungen können somit tendenziell 
deutlich mehr Passagiere befördert werden.

Diese Entwicklung hat einen sehr positiven Ein-
fluss auf die Lärmsituation. Trotz des enormen Passa-
gierwachstums liegt die Lärmbelastung im Umfeld 
des Hamburger Flughafens seit Jahren auf einem ver-
gleichbaren Niveau. Über mehrere Jahre betrachtet 
kam es nicht zu einem signifikanten Anstieg des Flug-
lärms. Gegenüber dem Jahr 2007 hat sich die Fläche, 
die mit einem Dauerschallpegel von 62 dB(A) beschallt 
wird, im Jahr 2015 um 0,1 km² verringert. Gegenüber 

1997 zeigt sich eine dauerhafte Reduzierung um rund 
ein Drittel. 

Ebenso deutlich sank die Lärmbelastung, die pro 
Passagier verursacht wird. Sie verringerte sich von 
dem Wert 1,1 im Jahr 2006 auf den Wert 0,9 im Jahr 
2015 (gemessen als Fläche in km² mit einem Dauer-
schallpegel von 62 dB(A) pro 1 Mio. Passagiere).

Diese Werte zeigen, dass das steigende Mobili-
tätsbedürfnis der Bevölkerung überwiegend durch 
den Einsatz von moderneren, leiseren und effiziente-
ren Flugzeugmustern aufgefangen werden kann. Die 
Entkopplung von Passagier- und Flugbewegungs-
wachstum setzt sich fort. Trotz des deutlichen Passa-
gierwachstums der vergangenen zehn Jahre konnte 
die Lärmbelastung in Hamburg und Schleswig-Hol-
stein längerfristig betrachtet auf einem vergleichbaren 
Niveau gehalten werden.

  6.	 darzulegen, ob bei der Gebührenpraxis der Flug­
lärmschutzbeauftragten für Ausnahmegenehmi­
gungen von den Nachtflugbeschränkungen wei­
terhin Handlungsbedarf im Hinblick auf das 
Kostendeckungsprinzip besteht und inwiefern die 
diesbezüglichen Handlungsempfehlungen des 
Rechnungshofs aus 2007 umgesetzt sind. Außer­
dem sind die Genehmigungs- bzw. Versagungs­
kriterien transparent zu machen. Die Gebühren 
müssen kostendeckend und möglichst unter Aus­
schöpfung des Gebührenrahmens erhoben wer­
den sowie den wirtschaftlichen Wert einer Ausnah­
megenehmigung angemessen berücksichtigen. 

Die geltend gemachten Gebühren für Ausnahme-
genehmigungen bei Starts oder Landungen nach 
24.00 Uhr sind nach Prüfung der Kostendeckung ab 
24. Juli 2015 mit Veröffentlichung im Amtlichen Anzei-
ger und in den Nachrichten für Luftfahrer erhöht wor-
den. Die Gebührenhöhe ist davon abhängig, ob die 
erteilte Ausnahmegenehmigung tatsächlich genutzt 
wurde. Nimmt die Fluggesellschaft diese in Anspruch, 
so beträgt die Gebühr nun 1.300 Euro; vor der Gebüh-
renanhebung waren dies 500 Euro. Wird die Ausnah-
megenehmigung hingegen nicht genutzt, so beträgt 
die Gebühr 650 Euro, statt früher 500 Euro. Bei einer 
Ablehnung beträgt die Gebühr 375 Euro. Der Senat 
erwartet von der Anhebung und der Differenzierung 
der Gebühren eine steuernde Wirkung. Luftfahrtunter-
nehmen sollen es anstreben, von einer erteilten Ge-
nehmigung keinen Gebrauch zu machen, um Gebüh-
ren zu sparen. Die Auswirkungen dieser Anwendungs-
praxis werden weiter und fortwährend ausgewertet.

Die Gebühren sind mit dieser Erhöhung annä-
hernd kostendeckend, wobei der endgültige Kosten-
deckungsgrad erst nach Ablauf eines Jahres bestimmt 
werden kann. 
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Die Genehmigungen werden im besonderen Öf-
fentlichen Interesse (z.B. bei einer Verspätung wegen 
Zwischenlandung zur Behandlung eines erkrankten 
Passagiers oder bei unbegleiteten Kindern an Bord) 
oder bei Vorliegen bzw. zur Verhinderung einer Luft-
verkehrsstörung (z.B. Verzögerung durch Gewitter 
oder Verzögerung durch Enteisung) erteilt. Übersich-
ten über die erteilten Genehmigungen und die ent-
sprechenden Gründe werden regelmäßig auf der 
Internetseite der Fluglärmschutzbeauftragten veröf-
fentlicht. 

  7.	 von der Möglichkeit zur Verhängung von Bußgel­
dern durch die Fluglärmschutzbeauftragte we­
sentlich intensiver und unter spürbarer Ausschöp­
fung des Bußgeldrahmens Gebrauch zu machen, 

Bei einem Verstoß gegen die Nachtflugbeschrän-
kungen wird grundsätzlich ein Ordnungswidrigkeiten-
verfahren eingeleitet. In diesem Zusammenhang wer-
den die Gewinnabschöpfung gegenüber der Pilotin 
bzw. dem Piloten und die Anordnung des Verfalls (Ab-
schöpfung des erlangten Vorteils) gegenüber den 
Luftfahrtunternehmen geprüft. Erste Festsetzungen 
zur Anordnung des Verfalls gegenüber Luftfahrtunter-
nehmen sind bereits erfolgt.

Hinsichtlich der Bußgeldhöhe sind Leitsätze und 
Richtlinien bei Verstößen gegen die Nachtflug
beschränkungen gemäß § 25 Absatz 1 Nr. 3 LuftVG 
erarbeitet worden (siehe Anlage 1). 

Der Bußgeldrahmen beträgt bei Vorsatz bis zu 
10.000 Euro, bei Fahrlässigkeit bis zu 5.000 Euro. Im 
Einzelfall sind bei der Festsetzung der Geldbuße sub-
jektive Bemessungskriterien wie Vorwerfbarkeit und 
objektive Bemessungskriterien wie die wirtschaft
lichen Verhältnisse des Täters zu berücksichtigen.

  8.	 erzielte Mehrerlöse aus der verschärften Gebüh­
ren- und Bußgeldpraxis insbesondere der Flug­
lärmschutzbeauftragten und – soweit möglich – 
auch der veränderten Entgeltordnung in zusätzli­
che – insbesondere passive – Lärmschutzmaß­
nahmen zu investieren. Der Flughafen soll seine 
bisherige Praxis hinsichtlich freiwilliger Lärm­
schutzprogramme auch zukünftig fortführen und 
ausbauen. Der Bürgerschaft ist über die entspre­
chenden Einnahmen und die Überlegungen für 
eine geeignete Mittelverwendung zur Lärmschutz­
verbesserung unter Berücksichtigung der Lärm­
schutzzonen ebenfalls zu berichten, 

Passive Lärmschutzmaßnahmen sind ein wichti-
ger Bestandteil der Bestrebungen der FHG, die Belas-
tung der Nachbarschaft auf das unvermeidbare Maß 
zu reduzieren. Im Fokus stehen hierbei die direkten 
Anwohner des Flughafens sowie die unter den Ein-
flugschneisen wohnende Bevölkerung. Sie bedürfen 
in den Tagesrandzeiten und in der Nacht, wenn sich 

die meisten Menschen in ihren Häusern und Wohnun-
gen aufhalten, eines besonderen Schutzes.

Aktuell läuft das 9. Lärmschutzprogramm. Es 
startete im Frühjahr 2012 und gilt für die räumliche 
Ausdehnung der festgesetzten Lärmschutzzone 1 für 
den Tag sowie der Nachtschutzzone. Die Flugplatz-
Schallschutzmaßnahmenverordnung (2. FlugLSV) 
gibt dabei die Anforderungen an das Bauschalldämm-
Maß bei Neubauten und Bestandsbauten vor. 

Der Flughafen Hamburg will jedoch künftig auch 
die bereits bezuschussten Bestandsimmobilien 
gemäß 2. FlugLSV besser schützen. Daher wird aktu-
ell ein 10. freiwilliges Lärmschutzprogramm geprüft. 

Dieses Programm wird den Kreis der Begünstigten 
ausweiten und über die gesetzlich geschuldeten Leis-
tungen hinausgehen. Zukünftigen Lärmschutzbedürf-
nissen kann damit auch unter Berücksichtigung der 
mittelfristigen Entwicklungsperspektiven des Flug
hafens zum frühestmöglichen Zeitpunkt vorausschau-
end Rechnung getragen werden.

Um schnellstmöglich eine spürbare Verbesserung 
zu erreichen, ist vorgesehen, das 10. Lärmschutzpro-
gramm, welches aus den Erlösen der FHG finanziert 
wird, nach Möglichkeit bereits im Jahr 2016 zu star-
ten.

Die erwarteten Mehreinnahmen der Fluglärm-
schutzbeauftragten, die sich aus der Gebührenerhö-
hung für Ausnahmegenehmigungen und auch aus 
den Bußgeldverfahren ergeben, fließen in den Haus-
halt der Freien und Hansestadt Hamburg.

  9.	 die zugesagte Dokumentation der Verspätungen 
vorzulegen und auszuwerten sowie darzustellen, 
welche Maßnahmen jeweils mit welchem Erfolg 
ergriffen wurden, um die Verspätungen zu reduzie­
ren. Hierzu ist quartalsmäßig ein Bericht ins Inter­
net zu stellen. 

Die zugesagte Dokumentation der Verspätungen 
liegt vor. Seit Anfang des Jahres 2015 veröffentlicht 
die FHG absprachegemäß auf ihrer Internetseite 
eine monatliche Verspätungsstatistik, in der auch 
die Verspätungsgründe aufgeführt werden (https:// 
www.hamburg-airport.de/de/laermschutz.php). Als 
Zeitintervall wurden 15-Minuten-Schritte gewählt (bis 
23.14 Uhr, 23.15–23.29 Uhr, 23.30–23.44 Uhr, 23.45–
23.59 Uhr, nach 23.59 Uhr).

Starts und Landungen nach 23.59 Uhr bedürfen 
einer vorherigen Ausnahmegenehmigung durch die 
Dienststelle der Fluglärmschutzbeauftragten. Bei 
Beantragung der Ausnahmegenehmigung müssen 
die Fluggesellschaften die entsprechenden Gründe 
im Antrag darlegen. Verspätungen zwischen 23.00 
und 23.59 Uhr gelten bei Linienflügen als genehmigt, 
wenn sie nachweisbar unvermeidlich waren. Um auch 
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diese Anforderung kritisch zu prüfen, werden die be-
troffenen Fluggesellschaften von der Fluglärmschutz-
beauftragten aufgefordert, eine ausführliche Begrün-
dung und einen Nachweis über die jeweilige Verspä-
tung vorzulegen. Im Einzelfall müssen Vertreter der 
Fluggesellschaften auch im persönlichen Gespräch 
mit der Behörde für Umwelt und Energie die Verspä-
tungsgründe detailliert darlegen sowie die getroffenen 
und geplanten Maßnahmen zur Reduzierung der Ver-
spätungen vortragen. Dieses Vorgehen findet die Zu-
stimmung und die Akzeptanz aller Fluggesellschaften, 
die den Flughafen Hamburg anfliegen.

In diesem Zusammenhang haben die Luftfahrt
unternehmen Eurowings, Lufthansa, airberlin, easyjet 
und Condor zusammen mit dem Flughafen Hamburg 
eine „Gemeinsame Erklärung zum Abbau von Verspä-
tungen nach 23.00 Uhr am Hamburg Airport“ abgege-
ben. Weitere Fluggesellschaften sollen folgen. Diese 
Erklärung enthält neun Maßnahmen zur Reduzierung 
der Verspätungen und die Selbstverpflichtung der 
Luftfahrtunternehmen der Fluglärmschutzbeauftrag-
ten die Gründe für die Verspätungen nach 23.00 Uhr 
unaufgefordert monatlich mitzuteilen.

Die FHG, die Fluglärmschutzbeauftragte und die 
BWVI werden die erfassten Hintergründe zu den Ver-
spätungen gemeinsam mit den Fluglinien detaillierter 
auswerten, um wiederkehrende Probleme zu erfassen 
und dauerhaft zu bewältigen. Auf Grund dieser Maß-
nahmen und eines insgesamt weiter zunehmenden 
Problembewusstseins bei allen Beteiligten geht der 
Senat davon aus, dass es im Sommerflugplan 2016 im 
Vergleich zum Sommerflugplan 2015 zu weniger Ver-
spätungen kommen wird.

10.	 sämtliche Bahnbenutzungsregeln strikt einzuhal­
ten und – insbesondere vor dem Hintergrund von 
zahlreichen Beschwerden zu diesem Komplex – 
über ihre Einhaltung und deren Kontrolle zu berich­
ten. Auch hierzu ist in geeigneter Weise quartals­
weise im Internet zu informieren. 

Die Wahl der jeweiligen Betriebspiste erfolgt auf 
der Basis der Bahnbenutzungsregeln. Für die Fest
legung der Betriebsrichtung sind die jeweils aktuell 
vom Deutschen Wetterdienst gemessene Windge-
schwindigkeit und Windrichtung an der Landeschwelle 
sowie im Endanflug von Belang, wobei die Fluglotsen 
im Tower Hamburg daneben auch noch weitere Fakto-
ren wie Länge der Pisten, Kapazität der Pisten, An-
flug-, Abflug- und Landehilfen, Verkehrsbedingungen 
und weitere Wettereinflüsse zu berücksichtigen 
haben.

Zudem werden seitens der Mitarbeiter im Tower 
Hamburg aktuelle Informationen aus den Cockpits an-
fliegender Flugzeuge im Nahbereich des Flughafens 
angefragt und ausgewertet. Berichten beispielsweise 
Piloten von starken Winden im Endanflug kann auch 

dies zu einem Betriebsrichtungswechsel führen, ob-
gleich der Wind am Boden einen anderen Betrieb zu-
ließe. Des Weiteren ist anzumerken, dass die Ent-
scheidung, welche Piste zur Landung genutzt wird, 
stets auch dem Piloten obliegt. Sprechen seitens des 
Piloten sicherheitsrelevante, meteorologische oder 
sonstige Gründe für die Abforderung einer anderen 
als der angebotenen Piste, so erhält die andere Piste 
zumeist den Vorrang.

Die Bahnbenutzungsregeln, die unter anderem für 
Landungen ab 22.00 Uhr den Anflug aus Richtung 
Norderstedt vorschreiben, gelten aus diesen Gründen 
ausdrücklich nur für den Normalfall. Die Bahnbenut-
zungsregeln sehen bewusst auch die Möglichkeit vor, 
von der grundsätzlichen Regelung im Einzelfall ab
zuweichen, wenn die Witterungsbedingungen eine 
sichere Landung über Norderstedt nicht zulassen, da 
zum Beispiel der Seitenwind zu stark wäre.

In diesem Zusammenhang soll ausdrücklich be-
tont werden, dass die Bahnbenutzungsregeln ange-
sichts der vielen zu berücksichtigenden Wirkfaktoren 
viele Ausnahmetatbestände enthalten. Die Regeln 
sind daher tatsächlich deutlich weniger strikt, als dies 
in der Bevölkerung vielfach angenommen wird.

Die Fluglärmschutzbeauftragte veröffentlicht seit 
Januar 2015 auf ihrer Internetseite eine Übersicht 
zur Einhaltung der Bahnbenutzungsregeln (http://
www.hamburg.de/contentblob/4549916/data/d-bahn- 
benutzungsregel.pdf).

Die entsprechenden Informationen über die je-
weils genutzten Richtungen sowie die maßgeblichen 
Gründe hierfür werden regelmäßig durch die DFS 
übermittelt und von der Fluglärmschutzbeauftragten 
bezüglich der Wetterdaten auf Plausibilität geprüft. 

Die Landebahn 15 kann bei starken Sichtein-
schränkungen mit dem heutigen Instrumentenlan-
desystem (ILS) CAT I nicht für Landungen genutzt 
werden. Das stellt eine zulässige Ausnahme von den 
Bahnbenutzungsregeln dar. Im Rahmen zukünftiger 
Sanierungs- oder Instandhaltungsmaßnahmen an die-
ser Landebahn soll geprüft werden, ob die technische 
Ausstattung zur Nutzung bei wetterbedingten Sichtbe-
hinderungen verbessert werden kann. Hier käme statt 
der Einrichtung eines ILS mit CAT II/III vor allem die 
Ausstattung mit einem GBAS in Betracht.

Derzeit ist GBAS für Anflüge bis zur Kategorie I 
nutzbar. Anflüge der Kategorie II/III, d.h. unter schlech-
teren Sichtbedingungen, werden voraussichtlich ab 
2019 möglich sein. GBAS bietet neben einer Verände-
rung des Anflugwinkels (3,0 bis 3,5 Grad) die Option, 
auch 49 verschiedene Anflüge zu programmieren und 
möglicherweise eine flexiblere Anpassung der Anflug-
wege. Der Überflug von dicht besiedelten Gebieten im 
weiteren Umfeld des Flughafens könnte damit leichter 
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vermieden werden. Spätestens 3 bis 5 NM vor der 
Schwelle müssen die Flugzeuge allerdings auch mit 
GBAS auf den geraden Endanflug eindrehen. Für die 
Anwohner im Nahbereich würde sich somit keine 
Änderung ergeben.

Die Nutzung des GBAS setzt neben der Anlage am 
Flughafen eine entsprechende technische Ausrüs-
tung der Flugzeuge voraus. Aktuell ist die Anzahl der 
mit GBAS ausgestatteten Flugzeuge noch vergleichs-
weise gering. Mit zunehmend neuerem Fluggerät ist 
die Ausrüstung jedoch standardmäßig vorgesehen, 
sodass sich der Nutzungsgrad erhöhen wird. 

11.	 die Funktion der/des Fluglärmschutzbeauftragten, 
die auf Antrag der SPD- und der FDP Fraktion 
(Drucksache VII/344) mit ergänzendem Vorschlag 
der CDU-Fraktion (Drucksache VII/476) im Jahre 
1971 vom Senat eingerichtet wurde (Drucksache 
VII/1443), zu stärken und in ihren Kontroll- und 
Sanktionsmöglichkeiten weiter zu entwickeln, in 
dem 

a.	 für diese Funktion – bundesweit einmalig – 
erstmals eine eigene gesetzliche Grundlage 
geschaffen wird. Damit wird auch eine – bis-
lang nicht bestehende – rechtliche Verpflich-
tung begründet, eine solche Stelle einzurich-
ten, adäquat auszustatten und zu erhalten. 

b.	die Benennung des/der fachlich geeigneten 
Person durch den Präses der fachlich zustän-
digen Behörde erfolgt und er/sie direktes Vor-
tragsrecht gegenüber der Leitung der zustän-
digen Behörde hat, 

c.	 die Aufgaben der/des Fluglärmschutzbeauf-
tragten entsprechend des bisherigen Aufga-
benkanons verbindlich festgeschrieben wer-
den und dabei unter Berücksichtigung der 
bundesweiten Praxis (insbesondere der aktu-
ellen Dienstanweisung für den/die Fluglärm
schutzbeauftragte/n des Flughafens Frankfurt) 
sachgerechte Kompetenzerweiterungen zu 
klären und gegebenenfalls vorzunehmen. Ins-
besondere eine effektive Kontrolle der Einhal-
tung der Bahnbenutzungsregeln ist sicherzu-
stellen. 

d.	 in diesem Gesetz normiert wird, dass der/die 
Fluglärmschutzbeauftragte in seiner/ihrer Ar-
beit nicht behindert und wegen der Erfüllung 
der Pflichten als Fluglärmschutzbeauftragte/r 
nicht benachteiligt werden darf sowie Flug
hafen, Flugsicherung und Fluggesellschaften 
gehalten sind, den/die Fluglärmschutz
beauftragte/n bei der Aufgabenwahrnehmung 
zu unterstützen, 

e.	die/der Fluglärmschutzbeauftragte nach dem 
Vorbild anderer Bundesländer einen jährlichen 

Jahresbericht gegenüber Bürgerschaft und 
Öffentlichkeit erstellt, erstmalig für das Jahr 
2014, 

f.	 ein entsprechender Gesetzentwurf im Frühjahr 
2015 der Bürgerschaft zur Beratung und Be-
schlussfassung zugeleitet wird. 

g.	Für eine optimale Aufgabenerfüllung wird der 
Fluglärmschutzbeauftragten ein Büro am 
Flughafen Hamburg gestellt. 

Auf Ersuchen der Bürgerschaft hatte der Senat im 
Jahr 1971 die Dienststelle eines Fluglärmschutz
beauftragten eingerichtet (siehe Mitteilung des Senats 
an die Bürgerschaft vom 21. September 1971, Bürger-
schafts-Drucksache VII/1443). Nach der derzeitigen 
Aufgabenbeschreibung ist es insbesondere Aufgabe 
der oder des Fluglärmschutzbeauftragten, 
–	 die Beschwerden der vom Fluglärm gestörten Bür-

gerinnen und Bürger zu bearbeiten und an die zu-
ständigen Stellen, wie die Genehmigungsbehörde, 
die Flugplatzgesellschaft, die Luftverkehrsgesell-
schaften und die Flugsicherungsstellen, weiterzu-
leiten;

–	 die Belange des Lärmschutzes bei allen Planun-
gen zu vertreten, die den Flughafen betreffen;

–	 bei der Konzeption von Verfahren zur Bekämpfung 
des Fluglärms, insbesondere Erarbeitung von Vor-
schlägen einer lärmoptimierten Festlegung der 
An- und Abflugrouten, der Anwendung lärmarmer 
Start- und Landeverfahren sowie der Festlegung 
örtlicher Flugbetriebsbeschränkungen mitzuwir-
ken.

Die oder der Fluglärmschutzbeauftragte ist zudem 
bereits zuständig für
–	 die Überwachung der Nachtflugbeschränkungen, 

insbesondere die Entscheidung über die Erteilung 
von Ausnahmegenehmigungen in Fällen besonde-
ren öffentlichen Interesses oder zur Vermeidung 
einer erheblichen Störung des Luftverkehrs;

–	 die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten bei Ver-
stößen gegen Nachtflugbeschränkungen.

Mit dem Gesetz über die Beauftragte oder den Be-
auftragten für den Fluglärmschutz (Fluglärmschutzbe-
auftragtengesetz – FLSBG, Anlage 2) wird die Num-
mer 11 des Bürgerschaftlichen Ersuchens im verfas-
sungsrechtlich vorgegebenen Rahmen umgesetzt.

Das Gesetz leistet einen wichtigen und sinnvollen 
Beitrag, die oder den Fluglärmschutzbeauftragten ins-
titutionell zu stärken. Erstmals in Deutschland wird 
gesetzlich verpflichtend festgestellt, dass für einen 
Flughafen das Amt der oder des Fluglärmschutzbe-
auftragten einzurichten ist. Die oder der Fluglärm-
schutzbeauftragte ist in dieser Funktion weitgehend 
weisungsunabhängig und erhält direktes Vortrags-
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recht bei der Behördenleitung. Hinzu kommen erwei-
terte Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte in Verfah-
ren mit Bezug zum Fluglärmschutz. Mit dieser innova-
tiven Regelung hebt Hamburg die Bedeutung des 
Fluglärmschutzes hervor und setzt bundesweit ein 
Zeichen für mehr Fluglärmschutz.

Durch die Stärkung der Position der/des Fluglärm-
schutzbeauftragten wird sich der Personalbedarf für 
eine Verwaltungsunterstützung insbesondere unter 
folgenden Aspekten erhöhen:

–	 Intensivierung der Informations- und Öffentlich-
keitsarbeit,

–	 Abgabe von eigenen Stellungnahmen in bestimm-
ten behördlichen Genehmigungs- und Zulassungs-
verfahren,

–	 Mitwirkung bei der Konzeption und Weiterentwick-
lung von Lärmschutzprogrammen und Anreizsys-
temen zum Einsatz lärmverminderter Flugzeuge,

–	 Mitwirkung bei der Konzeption von Verfahren zum 
Schutz vor Fluglärm, insbesondere einer lärm
optimierten Festlegung der An- und Abflugrouten, 
der Anwendung lärmverminderter Start- und Lan-
deverfahren sowie der Festlegung örtlicher Flug-
beschränkungen,

–	 Erfüllung der Berichtspflichten gegenüber der 
Bürgerschaft.

Es entstehen zusätzliche Personalkosten i.H.v. 
rund 29.000 Euro pro Jahr (0,5 Stelle A 10/E 10), die 
aus vorhandenen Ermächtigungen finanziert werden.

12.	 die Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung und Bür­
gerinformation in Lärmschutzfragen weiter auszu­
bauen (mit Information im Internet über die Gegen­
stände dieses Ersuchens und seiner Beantwor­
tung) und insbesondere an der Öffnung der Flug­
lärmschutzkommission festzuhalten sowie weitere 
Möglichkeiten der Öffnung und Beteiligung zu 
ergreifen (stärkere Einbeziehung des Umlands und 
– soweit bundesrechtlich möglich – Herstellung 
von Öffentlichkeit bei den Sitzungen der Fluglärm­
schutzkommission, um noch mehr Transparenz 
herzustellen), 

Bürgerbeteiligung und Bürgerinformation wurden 
auf zahlreichen Ebenen intensiviert. Zur Bürgerbetei-
ligung wird es künftig in verschiedenen Stadtteilen 
und im Umland Bürgerfragestunden als „FLSK vor 
Ort“ geben. Der erste Termin hat bereits am 1. Okto-
ber 2015 in Lurup stattgefunden. Der nächste Termin 
wird am 2. Juni 2016 in Bargteheide stattfinden.

Zusätzliche Informationen zu den Verspätungen 
und den Bahnbenutzungsregeln finden sich im Inter-
net auf den Webseiten der Fluglärmschutzbeauftrag-
ten und der FHG. 

Insbesondere hat der Flughafen das System Tra-
Vis (TRAck VISualisation) installiert, mit dem die Bür-
ger die aktuellen und vergangenen Flugbewegungen 
verfolgen können, einschließlich der in dem Moment 
erzeugten Lärmpegel in den jeweiligen Stadtteilen. 

Zudem ist die FLSK um einen Vertreter der Ge-
meinden des Kreises Stormarn erweitert worden.

13.	 vor dem Hintergrund der intensivierten und kontro­
versen Debatte in Teilen der Stadt zum Thema 
Fluglärm entsprechend des bürgerschaftlichen Er­
suchens aus Drucksache 20/11593, Ziff. 6, unter 
Federführung des Flughafens einen erneuten An­
lauf für eine noch auszugestaltende „Allianz für 
den Lärmschutz“ der verschiedenen Beteiligten 
und unter Einbeziehung auch der bürgerlichen 
Fluglärmschutzinitiativen zu unternehmen, 

Alle Belange des Fluglärmschutzes und der Ent-
wicklung des Flughafens sollen zukünftig auch in 
einer vom Flughafen initiierten Allianz für den Lärm-
schutz besprochen werden. 

Die Allianz für den Fluglärmschutz hat die Arbeit 
inzwischen aufgenommen. Im Frühsommer 2015 fan-
den erste vorbereitende Gespräche statt. Am 7. Juli 
2015 kamen auf Einladung der FHG über 30 Teilneh-
mer zum ersten Treffen der Allianz für den Fluglärm-
schutz zusammen. Vertreten waren u.a. zahlreiche 
Bürgerinitiativen aus Hamburg und Schleswig-Hol-
stein, die Fluglärmschutzkommission, die Fluglärm-
schutzbeauftragte, die BWVI, Regierungs- und Oppo-
sitionsfraktionen der Hamburgischen Bürgerschaft 
sowie Unternehmen und Verbände. In den folgenden 
Monaten wurde in einer von der Allianz eingesetzten 
Vorbereitungsgruppe intensiv über verbindliche 
Grundsätze für die Zusammenarbeit beraten. Die ver-
tiefte inhaltliche Arbeit wird am 3. Mai 2016 in der 
nächsten Sitzung der Allianz für den Fluglärmschutz 
fortgesetzt. 

Die Allianz für den Fluglärmschutz ist jedoch kein 
alternatives Gremium zur FLSK. Die FLSK ist nach 
Maßgabe des § 32b Luftverkehrsgesetz zu bilden. Sie 
allein nimmt die gesetzlich vorgesehene Aufgabe der 
Beratung der Genehmigungsbehörde und der Flug
sicherungsunternehmen wahr. Die Allianz für den 
Fluglärmschutz wird daher keine rechtsverbindlichen 
Beschlüsse fassen können. 

14.	 Vorschläge anderer Bundesländer für eine stär­
kere Verankerung des Lärmschutzes im LuftVG 
nach Möglichkeit zu unterstützen und gegebenen­
falls eigene Vorlagen hierzu einzubringen, die den 
besonderen Anforderungen eines innerstädtischen 
Flughafens Rechnung tragen, 

Die Metropolregion Hamburg verfügt mit dem 
Flughafen Hamburg über einen leistungsfähigen, mo-
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dernen Flughafen, der der Abdeckung des zunehmen-
den Mobilitätsbedürfnisses der Bevölkerung dient. 
Der Flughafen Hamburg muss gerade als großer 
stadtnaher Flughafen sowohl im Einklang mit den 
Interessen der betroffenen Anwohnerinnen und An-
wohner stehen als auch die Entwicklungspotentiale 
des Standorts wahren.

Vorschläge anderer Bundesländer zur Änderung 
des LuftVG prüft der Senat unter Berücksichtigung 
des vorgenannten Interessenausgleichs auf Geeig-
netheit und Verhältnismäßigkeit sowie auf ihre Verein-
barkeit mit dem sogenannten ausgewogenen Ansatz 
(„Balanced Approach“) der ICAO.

15.	 nach der Berichterstattung auf Grund des letzten 
Ersuchens zu den Airbus-Testflügen nunmehr die 
Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der Anwoh­
nerinnen und Anwohner seitens der Lufthansa 
Technik darzulegen sowie den dort durchgeführ­
ten Triebwerkstests und den diesbezüglichen Re­
gelungen Stellung zu nehmen, 

Lufthansa Technik hat zum 6. Januar 2016 den 
eigenen Internetauftritt überarbeitet und publiziert de-
taillierte Informationen über durchgeführte Standläufe 
des Jahres 2014 sowie deren Randbedingungen 
(http://www.lufthansa-technik.com/de/noise-protec-
tion-hangar). Auch die Daten für das Jahr 2015 wur-
den zwischenzeitlich ergänzt. Lufthansa Technik wird 

anschließend quartalsweise, beginnend im Mai 2016, 
jeweils über die durchgeführten Standläufe und lärm-
relevanten Ereignisse berichten. 

Ebenso überprüft Lufthansa Technik die internen 
Abläufe regelmäßig – insbesondere im Lichte auftre-
tender Beschwerden –, um unvermeidbare Lärm
ereignisse so anwohnerverträglich wie möglich zu ge-
stalten.

16.	 der Bürgerschaft jährlich im Herbst einen Bericht 
zu Fortschritten aber auch zu Problemen bei der 
weiteren Umsetzung des 10-Punkte-Plans und zu 
diesem Ersuchen vorzulegen. Sollten sich zwi­
schenzeitlich Ergebnisse/Problemstellungen von 
grundsätzlicher Bedeutung im Kontext dieses Er­
suchens ergeben, ist dem zuständigen Ausschuss 
gegebenenfalls mündlich ein Zwischenbericht zu 
geben.

Der Senat wird der Bürgerschaft und dem zustän-
digen Ausschuss Bericht erstatten. 

III.
Petitum

1.	 Die Bürgerschaft wird gebeten, von den Ausfüh-
rungen dieser Drucksache Kenntnis zu nehmen.

2.	 Der Senat beantragt, die Bürgerschaft wolle das 
anliegende Gesetz beschließen.
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1.	 Einleitung

Nach § 25 (1) Nr. 3 LuftVG dürfen Luftfahrzeuge 
auf Flugplätzen innerhalb von Betriebsbeschrän-
kungszeiten für den Flugplatz nur starten und lan-
den, wenn der Flugplatzunternehmer zugestimmt 
und die Genehmigungsbehörde eine Erlaubnis er-
teilt hat. Nach Punkt 1.3.1 der örtlichen Flugbe-
schränkungen sind Starts und Landungen in der 
Zeit von 23.00 Uhr bis 6.00 Uhr auf dem Hambur-
ger Flughafen unzulässig. Für verspätete Flug-
zeuge (planmäßige Abflug-/Ankunftszeit vor 23.00 
Uhr) im planmäßigen Fluglinien- und regelmäßigen 
Pauschalflugreiseverkehr gilt bei nachweislich un-
vermeidbarer Verspätung eine generelle Ausnah-
megenehmigung bis 24.00 Uhr als erteilt (sog. Ver-
spätungsregelung). Unvermeidbar in diesem 
Sinne ist eine Verspätung, die auch bei dem Er-
greifen aller zumutbaren Maßnahmen nicht abge-
wendet werden kann. Für alle anderen Fälle kann 
die Fluglärmschutzbeauftragte auf Antrag eine 
Ausnahmegenehmigung zur Vermeidung erhebli-
cher Störungen im Luftverkehr oder in Fällen be-
sonderen öffentlichen Interesses erteilen (siehe 
1.4 der örtlichen Flugbeschränkungen). 

Zuwiderhandlungen gegen § 25 (1) Nr. 3 LuftVG 
können gem. § 58 (1) Nr. 8 a, (2) LuftVG mit einer 
Geldbuße bis zu 10.000 Euro geahndet werden. 
Bei der Bemessung der Höhe des Bußgeldes ist 
zunächst zwischen Starts und Landungen zu diffe-
renzieren. Startende Flugzeuge verursachen zum 
einen eine stärkere Lärmbelastung als landende 
Flugzeuge und zum anderen bestehen bessere 
Planungsmöglichkeiten, um die Über-/Unter-
schreitung der Betriebsbeschränkungszeiten zu 
verhindern. Zudem findet eine Abstufung hinsicht-
lich der Uhrzeiten statt. Für Landungen vor 6.00 
Uhr wird im Hinblick auf den Bußgeldrahmen ein 
geringerer Mindestbetrag angesetzt, da ein Krei-
sen über der Stadt vor 6.00 Uhr zu zusätzlichem 
und vermeidbarem Lärm führen würde. Mit der 
Aufnahme der Überschreitung ab 23.00 Uhr sollen 
die Fälle des privaten Flugverkehrs und Fälle von 

vermeidbaren Verspätungen im planmäßigen 
Fluglinien- und regelmäßigen Pauschalflugreise-
verkehr abgedeckt werden. Starts und Landungen 
nach 24.00 Uhr werden als schwerwiegende Ver-
stöße betrachtet, da die Störung der Nachtruhe 
der Bevölkerung nach 24.00 Uhr besonders erheb-
lich ist. 

Die Einstufung innerhalb des jeweiligen Rahmens 
ergibt sich aus den Umständen des Einzelfalls.

Kriterien sind z.B. (kein abschließender Katalog):

–	 die Zeitspanne der Verletzung des curfew,

–	 Abflug-/Anflugrichtung,

–	 Flugzeugtyp und Lärmmesswert,

–	 Wiederholungshäufigkeit,

–	 Einsichtigkeit,

–	 Vorwerfbarkeit.

Im Zuge eines Verfallsverfahrens nach § 29a OWiG 
kann (Ermessen!) der durch die mit Geldbuße be-
drohte Handlung unmittelbar erlangte Vorteilszu-
fluss ermittelt und mit der Anordnung des Verfalls 
eines Geldbetrags abgeschöpft werden. Der Ver-
fall gegen die Täterin bzw. den Täter (z.B. die Pilo-
tin bzw. den Piloten) kann nur angeordnet werden, 
wenn gegen sie bzw. ihn keine Geldbuße festge-
setzt wird. Der Verfall gegen eine Dritte bzw. einen 
Dritten, etwa die Fluggesellschaft, kommt nach 
§ 29a OWiG in Betracht, wenn die Täterin bzw. der 
Täter für diese Dritte bzw. diesen Dritten gehan-
delt und diese bzw. dieser dadurch einen Vorteil 
erlangt hat. Zu dem Vorteil zählen unter anderem 
z.B. ersparte Hotel-, Transfer- und Verpflegungs-
kosten für Passagiere, ersparte Forderungen aus 
der EU-Fluggasterechteverordnung und die er-
sparte Gebühr für eine Ausnahmegenehmigung 
von den Nachtflugbeschränkungen.

Diese Leitlinien und Richtsätze bilden eine Richt-
schnur für das Verwaltungshandeln und sind Ar-
beitsmittel für den verwaltungsinternen Gebrauch. 
Eine bindende Wirkung kommt ihnen nicht zu.

 Anlage 1

Leitlinien und Richtsätze 
bei Verstößen gegen § 25 (1) Nr. 3 LuftVG 

(Nachtflugbeschränkungen)
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3.	 Richtsätze für startende Flugzeuge

 

 
 

Flugart Zeit Zeitüberschreitung
Verfallsverfahren 

ggü. 
Fluggesellschaft

OWi ggü. Pilot Fahrlässigkeit Vorsatz 

Landung
 

vor 6 h bis zu 1 Minute Einleitung i.d.R. 
Verwarnung --- --- 

 ab einer 1 Minute Einleitung i.d.R. Anhörung 
BG 100 € - 4.000 € 200 € - 8.000 € 

nach 
23 h bis zu 1 Minute Einleitung i.d.R. 

Verwarnung --- --- 

 ab einer 1 Minute Einleitung i.d.R. Anhörung 
BG 150 € - 4.000 € 300 € - 8.000 € 

nach 
24 h bis zu 1 Minute Einleitung i.d.R. 

Verwarnung --- --- 

 ab einer 1 Minute Einleitung i.d.R. Anhörung 
BG  € - 4.000 € 500 € - 8.000 € 

 

 

Flugart Zeit Zeitüberschreitung
Verfallsverfahren 

ggü. 
Fluggesellschaft

OWi ggü. Pilot Fahrlässigkeit Vorsatz 

 
Start 

 

vor 6 h bis zu 1 Minute Einleitung i.d.R. 
Verwarnung --- --- 

 ab einer 1 Minute Einleitung i.d.R. Anhörung 
BG 250 € - 5.000 € 500 € - 10.000 € 

nach 
23 h bis zu 1 Minute Einleitung i.d.R. 

Verwarnung --- --- 

 ab einer 1 Minute Einleitung i.d.R. Anhörung 
BG 300 € - 5.000 € 600 € - 10.000 € 

nach 
24 h bis zu 1 Minute Einleitung i.d.R. 

Verwarnung --- --- 

 ab einer 1 Minute Einleitung i.d.R. Anhörung 
BG 500 € - 5.000 € 1.000 € - 10.000 € 

 

2.	 Richtsätze für landende Flugzeuge
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Gesetz 
über die Beauftragte oder den Beauftragten für den Fluglärmschutz 

(Fluglärmschutzbeauftragtengesetz – FLSBG)
Vom . . . . . . . . .

§ 1
Einrichtung

Bei der zuständigen Behörde wird das Amt 
der oder des Beauftragten für den Fluglärmschutz 
(Fluglärmschutzbeauftragte oder Fluglärmschutzbe-
auftragter) für den Flughafen Hamburg eingerichtet.

§ 2
Aufgaben und Befugnisse

(1) Der oder dem Fluglärmschutzbeauftragten ob-
liegen Aufgaben der Bekämpfung und Kontrolle des 
Fluglärms. Insbesondere gehört zu ihren oder seinen 
Aufgaben,
1.	 die Beschwerden der vom Fluglärm betroffenen 

Bürgerinnen und Bürger entgegenzunehmen, zu 
prüfen, zu bearbeiten und statistisch auszuwerten, 

2.	 in den in § 6 genannten Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren eine eigene Stellungnahme abzu-
geben,

3.	 gegenüber den zuständigen Stellen Beiträge zur 
Konzeption und Weiterentwicklung von Lärm-
schutzprogrammen und von Anreizsystemen zum 
Einsatz lärmverminderter Flugzeuge (insbeson-
dere lärmabhängige Entgelte) zu leisten,

4.	 die zuständigen Stellen bei der Konzeption von 
Verfahren zum Schutz vor Fluglärm, insbesondere 
einer lärmoptimierten Festlegung der An- und 
Abflugrouten, der Anwendung lärmverminderter 
Start- und Landeverfahren sowie der Festlegung 
örtlicher Flugbeschränkungen zu unterstützen,

5.	 die zuständigen Stellen bei der Entwicklung von 
Konzepten im Hinblick auf Schallschutzmaßnah-
men zu beraten und entsprechende Maßnahmen 
vorzuschlagen,

6.	 Informations- und Öffentlichkeitsarbeit im Hinblick 
auf den Schutz vor Fluglärm zu leisten,

7.	 Wohnungs- und Immobiliensuchende über die 
Fluglärmbelastung konkreter Belegenheiten zu 
informieren und zu beraten.

(2) Der oder dem Fluglärmschutzbeauftragten ob-
liegt die Geschäftsführung der Fluglärmschutzkom-
mission. Sie oder er nimmt an den Sitzungen der 
Fluglärmschutzkommission teil, erstellt Vorlagen und 
Berichte und wirkt bei der Ausarbeitung von Beschlüs-
sen mit.

§ 3
Geschäftsstatistik

(1) Die Erfassung und Auswertung von Beschwer-
den im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
erfolgt, soweit darin angegeben, nach folgenden 
Merkmalen:
1.	 Wohnort (Stadtteil beziehungsweise Umlandge-

meinde),
2.	 Datum und Uhrzeit des Ereignisses, gegen das 

sich die Beschwerde richtet,
3.	 Grund der Beschwerde,

a)	Häufigkeit der Flugbewegungen,
b)	Flugzeuge im Einzelfall,
c)	 Flugroutenabweichungen,
d)	Bodenlärm, Standläufe,
e)	Kleinflugzeuge, Hubschrauber, Rundflüge,
f)	 Störung der Nachtruhe,
g)	sonstige Lärmereignisse in Bezug auf den Flug-

hafenbetrieb, 
4.	 Anzahl der Beschwerden und der Beschwerde 

führenden Personen.
Die Auswertung erfolgt nach Kalenderjahren.

(2) Die Datenerhebung dient der Bekämpfung und 
Kontrolle des Fluglärms. Die Verwendung der Daten 
zu anderen Zwecken ist ausgeschlossen.

(3) Die oder der Fluglärmschutzbeauftragte über-
mittelt das Ergebnis der statistischen Auswertung 
nach Absatz 1 anderen zuständigen Stellen wie der 
Genehmigungsbehörde, der Flugplatzgesellschaft, 
den Luftverkehrsgesellschaften und den Flugsiche-
rungsstellen. Daten, aus denen ein Personenbezug 
erkennbar ist, dürfen nicht veröffentlicht oder Dritten 
bekannt gegeben werden.

(4) Die oder der Fluglärmschutzbeauftragte erfasst 
jährlich die Ausnahmen von Nachtflugbeschränkun-
gen sowie die Maßnahmen zur Einhaltung von Nacht-
flugbeschränkungen, wertet diese aus und macht die 
Auswertung im Informationsregister nach § 10 Ab- 
satz 1 des Hamburgischen Transparenzgesetzes vom 
19. Juni 2012 (HmbGVBl. S. 271) der Öffentlichkeit 
zugänglich.

(5) Die der Geschäftsstatistik zugrunde liegenden 
personenbezogenen Daten sind, soweit sie nicht mehr 
für die Beschwerdesachbearbeitung nach § 2 Ab- 
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satz 1 Satz 2 Nummer 1 erforderlich sind, nach der 
Erstellung der Geschäftsstatistik, spätestens am 
1. März des dem Erhebungszeitraum folgenden Jah-
res, zu löschen. 

§ 4
Berichtspflichten

Die oder der Fluglärmschutzbeauftragte berichtet 
der Bürgerschaft jährlich über die Entwicklung der 
Fluglärmsituation in Hamburg sowie über ihre oder 
seine Tätigkeit. 

§ 5
Ernennung, rechtliche Stellung, Unterstützung

(1) Die oder der Fluglärmschutzbeauftragte wird 
durch die oder den Präses der zuständigen Behörde 
ernannt. Sie oder er muss die zur Erfüllung ihrer oder 
seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde besitzen 
und ist bei der Ausübung der in § 2 Absatz 1 Satz 2 
genannten Aufgaben weisungsunabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen. Die oder der Fluglärm-
schutzbeauftragte hat direktes Vortragsrecht bei der 
oder dem Präses der zuständigen Behörde. Sie bzw. 
er untersteht der Dienstaufsicht der oder des Präses 
der zuständigen Behörde, soweit nicht ihre bzw. seine 
Unabhängigkeit beeinträchtigt wird. Für die Beendi-
gung der Tätigkeit gelten die Vorschriften des Ham-
burgischen Beamtengesetzes vom 15. Dezember 
2009 (HmbGVBl. S. 405), zuletzt geändert am 15. De-
zember 2015 (HmbGVBl. S. 362, 369), in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend.

(2) Die oder der Fluglärmschutzbeauftragte darf 
bei ihrer oder seiner Arbeit nicht behindert und wegen 
der Erfüllung der Pflichten als Fluglärmschutzbeauf-
tragte oder Fluglärmschutzbeauftragter nicht benach-
teiligt werden. 

§ 6

Beteiligung

(1) Die zuständigen Behörden beteiligen die Flug-
lärmschutzbeauftragte oder den Fluglärmschutz
beauftragten im Rahmen der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange in luftverkehrsrechtlichen Fach-
planungsverfahren, die erhebliche Auswirkungen auf 
die Entstehung von Fluglärm haben. Darüber hinaus 
beteiligen die zuständigen Behörden die Fluglärm-
schutzbeauftragte oder den Fluglärmschutzbeauf-
tragten bei der Genehmigung von Luftfahrtveranstal-
tungen, von Triebwerkstests sowie bei der Erteilung 
von Betriebspflichtbefreiungen, soweit diese erheb
liche Auswirkungen auf die Entstehung von Fluglärm 
haben.

(2) Die Genehmigungs- und Planfeststellungsbe-
hörden beteiligen die Fluglärmschutzbeauftragte oder 
den Fluglärmschutzbeauftragten als Träger öffentli-
cher Belange bei der Aufstellung und Änderung von 
Bauleitplänen und bei Planfeststellungsverfahren in-
nerhalb des Lärmschutzbereiches nach der Anlage 1 
der Verordnung über die Festsetzung des Lärm-
schutzbereichs für den Verkehrsflughafen Hamburg 
vom 21. Februar 2012 (HmbGVBl. S. 77) und bei der 
Zulassung von Ausnahmen nach § 5 Absatz 1 Satz 3 
des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der Fas-
sung vom 31. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2551).

§ 7

Ausstattung

Für die Erfüllung der Aufgaben ist der oder dem 
Fluglärmschutzbeauftragten die notwendige Perso-
nal- und Sachausstattung im Rahmen der haushalts-
mäßigen Bestimmungen zur Verfügung zu stellen.
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A.
Allgemeines

Mit dem vorliegenden Gesetz wird für die Funktion 
der oder des Fluglärmschutzbeauftragten eine eigene 
gesetzliche Grundlage geschaffen. Es wird damit eine 
gesetzliche Verpflichtung begründet, eine solche 
Stelle für den Flughafen Hamburg einzurichten, 
adäquat auszustatten und zu erhalten. Bislang sind in 
Deutschland Fluglärmschutzbeauftragte für einzelne 
Flughäfen landesrechtlich lediglich durch Organisati-
onsverfügung, Dienstanweisung oder ähnliche ver-
waltungsinterne Regelungen installiert worden. Die 
Aufgaben der oder des Fluglärmschutzbeauftragten 
für den Flughafen Hamburg entsprechen – unter 
Berücksichtigung der Praxis an anderen deutschen 
Flughäfen – grundsätzlich dem bisherigen Aufgaben-
kanon. 

Eine Übertragung von Aufgaben auf Grund ge-
setzlicher Regelungen auf den Fluglärmschutzbeauf-
tragten erfolgt entsprechend Artikel 57 der Verfassung 
der Freien und Hansestadt Hamburg durch Zustän-
digkeitsanordnung des Senats. Die Hamburger Flug-
lärmschutzbeauftragte überwacht die Einhaltung der 
Nachtflugbeschränkungen des Flughafens Hamburg, 
das heißt, sie entscheidet über die Erteilung von Aus-
nahmen von Nachtflugbeschränkungen und über die 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten bei Verstößen 
gegen Nachtflugbeschränkungen. Ihr sind bereits 
jetzt exekutive Kompetenzen zugeordnet, über die an-
dere Fluglärmschutzbeauftragte in Deutschland nicht 
verfügen. 

B.
Zu den einzelnen Vorschriften

Zu § 1:

Diese Vorschrift bestimmt die gesetzliche Einrich-
tung des Amtes der oder des Fluglärmschutzbeauf-
tragten für den Hamburger Flughafen bei der zustän-
digen Behörde.

Zu § 2:

Die Aufgaben und Tätigkeiten der oder des Flug-
lärmschutzbeauftragten entsprechen weitgehend der 
bundesweiten Praxis und der aktuellen Aufgaben
beschreibung. Auch die geltende Dienstanweisung 
für den Fluglärmschutzbeauftragten des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Landes
entwicklung für den Flughafen Frankfurt Main vom 
23. Dezember 2004 enthält keine darüber hinaus
gehenden Kompetenzen. Insbesondere im Hinblick 
auf die Erteilung von Ausnahmen von Nachtflug
beschränkungen hat die Hamburger Fluglärmschutz-

beauftragte bereits jetzt nach Abschnitt II Absatz 1 
Nr. 1 der Anordnung über Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet des Luftverkehrs vom 27. April 1982 sowie bei 
der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten bei Verstö-
ßen gegen die Nachtflugbeschränkungen mehr Kom-
petenzen als die entsprechende Stelle in Frankfurt 
und anderen Flughäfen. Diese Kompetenzen bleiben 
von diesem Gesetz unberührt.

Zu § 3:

Um die Aufgabe der oder des Fluglärmschutz
beauftragten, den Fluglärm zu bekämpfen und zu kon-
trollieren, erfüllen zu können, ist es erforderlich, Daten 
über die Beschwerden über Fluglärm zu erheben und 
statistisch auszuwerten. Von zentraler Bedeutung 
sind dabei der Grund der Beschwerden, der Wohnort 
(Stadtteil, Umlandgemeinde) und die Anzahl der Be-
schwerden und Beschwerdeführer, da diese Daten 
Rückschlüsse auf die Betroffenheit und die Verände-
rungen des Fluglärms in regionaler Hinsicht zulassen. 
Im Hinblick auf den Fluglärm ist ebenfalls die Entwick-
lung der Ausnahmen von den Nachtflugbeschränkun-
gen bedeutsam. Die erhobenen Daten sind insbeson-
dere für den jährlichen Bericht der oder des Fluglärm-
schutzbeauftragten relevant. Die Aufbewahrungsfrist 
für die Daten überschreitet den Berichtszeitraum um 
2 Monate, um die Daten validieren und gegebenen-
falls erforderliche Korrekturen noch durchführen zu 
können.

Zu § 4:

Die oder der Fluglärmschutzbeauftragte hat der 
Bürgerschaft jährlich Bericht über die Entwicklung der 
Fluglärmsituation in Hamburg sowie über ihre oder 
seine Tätigkeit zu erstatten.

Zu § 5:

Die Ernennung der oder des Fluglärmschutz
beauftragten erfolgt unbefristet durch die oder den 
Präses der zuständigen Behörde. Die oder der Flug-
lärmschutzbeauftragte ist im Hinblick auf die Wahr-
nehmung der in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 7 
genannten Aufgaben weisungsunabhängig. Artikel 42 
Absatz 2 Satz 1 und Artikel 55 der Verfassung der 
Freien und Hansestadt Hamburg bleiben unberührt. 
Ihr oder ihm steht ein direktes Vortragsrecht bei der 
Behördenleitung zu. Bei Abwesenheit der oder des 
Präses erfolgt die Vertretung innerhalb der zuständi-
gen Behörde auf Staatsratsebene. Weiter wird festge-
legt, dass die oder der Fluglärmschutzbeauftragte bei 
ihrer oder seiner Arbeit nicht behindert und wegen der 
Erfüllung der Pflichten nicht benachteiligt werden 
darf. 

Begründung
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Zu § 6:

In luftverkehrsrechtlichen Fachplanungs- und Ge-
nehmigungsverfahren sind regelmäßig lärmrelevante 
Fragen zu beachten. Daher ist die oder der Fluglärm-
schutzbeauftragte bei der Beurteilung dieser Fragen 
zu beteiligen (Absatz 1). Absatz 2 legt fest, dass die 
oder der Fluglärmschutzbeauftragte als Träger öffent-
licher Belange zwingend zu beteiligen ist, wenn Bau-
leitpläne innerhalb des Lärmschutzbereiches nach 
der Verordnung über die Festsetzung des Lärm-
schutzbereichs für den Verkehrsflughafen Hamburg 
aufgestellt oder geändert werden sollen, oder bei 
sonstigen Planfeststellungsverfahren innerhalb des 
Lärmschutzbereichs. Außerdem ist die oder der Flug-

lärmschutzbeauftragte zu beteiligen, wenn das zu-
ständige Bezirksamt nach § 5 Absatz 1 Satz 3 des Ge-
setzes zum Schutz gegen Fluglärm Ausnahmen von 
den Bauverboten innerhalb des Lärmschutzbereichs 
zulässt. Dadurch wird gewährleistet, dass die Belange 
des Fluglärmschutzes gerade im Lärmschutzbereich 
des Flughafens beachtet werden. 

Zu § 7:

Hier wird bestimmt, dass der oder dem Fluglärm-
schutzbeauftragten die notwendige Personal- und 
Sachausstattung für die Aufgabenerfüllung zur Ver
fügung zu stellen ist. 
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